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verschwundener Personen größte Aufmerksamkeit zu schenken 
und bei der Suche nach diesen Kindern und bei deren Identifi-
zierung eng mit den betreffenden Regierungen zusammenzuar-
beiten; 

 16. appelliert an die betreffenden Regierungen, insbeson-
dere soweit sie noch nicht auf die an sie gerichteten Schreiben 
der Arbeitsgruppe geantwortet haben, mit der Gruppe uneinge-
schränkt zusammenzuarbeiten und insbesondere die an sie ge-
richteten Ersuchen um Information umgehend zu beantworten, 
damit die Gruppe unter Beachtung ihrer auf Diskretion beru-
henden Arbeitsmethoden ihre rein humanitäre Aufgabe erfüllen 
kann; 

 17. legt den betreffenden Regierungen nahe, ernsthaft in 
Betracht zu ziehen, die Arbeitsgruppe zu einem Besuch ihres 
Landes einzuladen, damit sie ihr Mandat noch wirksamer erfül-
len kann; 

 18. spricht den zahlreichen Regierungen, die mit der Ar-
beitsgruppe zusammengearbeitet und auf ihre Ersuchen um In-
formation geantwortet haben, sowie den Regierungen, die die 
Gruppe zu einem Besuch ihres Landes eingeladen haben, ihren 
tief empfundenen Dank aus, ersucht sie, den Empfehlungen der 
Gruppe jede gebotene Beachtung zu schenken, und bittet sie, 
die Gruppe über alle Maßnahmen zu unterrichten, die sie auf 
diese Empfehlungen hin ergreifen; 

 19. fordert die Menschenrechtskommission auf, diese 
Frage auch weiterhin mit Vorrang zu untersuchen und bei der 
Behandlung des Berichts der Arbeitsgruppe an die neunund-
fünfzigste Tagung der Kommission alle Maßnahmen zu treffen, 
die ihr im Hinblick auf die weitere Aufgabenwahrnehmung 
durch die Gruppe und auf die Umsetzung ihrer Empfehlungen 
erforderlich erscheinen; 

 20. ersucht den Generalsekretär erneut, der Arbeitsgruppe 
auch weiterhin alle Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, die 
sie zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben, insbesondere zur Durch-
führung von Missionen und für die diesbezüglichen Folgemaß-
nahmen, benötigt; 

 21. verweist auf den Beschluss 2001/221 des Wirtschafts- 
und Sozialrats vom 4. Juni 2001, in dem der Rat sich den Be-
schluss der Menschenrechtskommission zu eigen machte, eine 
intersessionale, allen Mitgliedstaaten offen stehende Arbeits-
gruppe einzusetzen, die den Auftrag hat, den Entwurf eines 
bindenden normativen Rechtsinstruments zum Schutz aller Per-
sonen vor dem Verschwindenlassen auszuarbeiten; 

 22. begrüßt in diesem Zusammenhang den Bericht, den 
der mit der Prüfung des auf internationaler Ebene bestehenden 
strafrechtlichen und menschenrechtlichen Rahmens für den 
Schutz von Personen vor dem Verschwindenlassen beauftragte 
unabhängige Experte vorgelegt hat451 und der im Einklang mit 
Resolution 2001/46 der Menschenrechtskommission vom 
 
451   E/CN.4/2002/71. 

23. April 2001452 der mit der genannten Resolution eingesetz-
ten intersessionalen Arbeitsgruppe auf ihrer ersten Tagung vor-
gelegt wird; 

 23. begrüßt außerdem den Beschluss der Kommission, 
vor ihrer neunundfünfzigsten Tagung die intersessionale Ar-
beitsgruppe einzuberufen, mit dem Auftrag, auf der Grundlage 
der von der Generalversammlung in ihrer Resolution 47/133 
verabschiedeten Erklärung, im Lichte der Tätigkeit des unab-
hängigen Experten und unter anderem unter Berücksichtigung 
des Entwurfs eines internationalen Übereinkommens zum 
Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen453, den die 
Unterkommission in ihrer Resolution 1998/25 vom 26. August 
1998454 übermittelte, den Entwurf eines bindenden normativen 
Rechtsinstruments zum Schutz aller Personen vor dem Ver-
schwindenlassen zur Behandlung und Verabschiedung durch 
die Generalversammlung auszuarbeiten; 

 24. ersucht den Generalsekretär, sie über die Maßnahmen 
unterrichtet zu halten, die er ergreift, um die weite Verbreitung 
und Förderung der Erklärung zu gewährleisten; 

 25. ersucht den Generalsekretär außerdem, ihr auf ihrer 
neunundfünfzigsten Tagung einen Bericht über die zur Durch-
führung dieser Resolution ergriffenen Maßnahmen vorzulegen; 

 26. beschließt, die Frage des Verschwindenlassens von 
Personen und insbesondere der Verwirklichung der Erklärung 
auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung unter dem Unterpunkt 
"Menschenrechtsfragen, einschließlich anderer Ansätze zur 
besseren Gewährleistung der effektiven Ausübung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten" zu behandeln. 

RESOLUTION 57/216 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 116 Stimmen bei 53 Gegenstimmen und 14 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Ziffer 
127)455: 
 Dafür:  Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatori-
alguinea, Armenien, Aserbaidschan, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, 
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brunei Darussalam, Burkina 
Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, 
Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibu-
ti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guinea, Guya-
na, Haiti, Honduras, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jor-
danien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, 
Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Repu-
blik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malawi, Malaysia, Male-
 
452   Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001, 
Supplement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschnitt A. 
453 E/CN.4/Sub.2/1998/19, Anhang. 
454 Siehe E/CN.4/1999/4-E/CN.4/Sub.2/1998/45, Kap. II, Abschnitt A.  
455 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Algerien, Angola, Benin, Botsuana, Burundi, Demokrati-
sche Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominikani-
sche Republik, Eritrea, Gambia, Haiti, Indonesien, Kamerun, Kenia, Kongo, 
Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Libysch-Arabische Dscha-
mahirija, Mosambik, Myanmar, Nigeria, Sudan, Suriname, Swasiland, Sy-
rische Arabische Republik, Togo und Tunesien. 
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diven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, My-
anmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Sa-
lomonen, Sambia, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, 
Simbabwe, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die 
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Repu-
blik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tu-
nesien, Tuvalu, Uganda, Vanuatu, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Verei-
nigte Republik Tansania, Vietnam. 
 Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, 
Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, 
Italien, Japan, Jugoslawien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, 
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik 
Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes 
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zy-
pern. 
 Enthaltungen: Argentinien, Äthiopien, Brasilien, Chile, Fidschi, Guatemala, In-
dien, Madagaskar, Nauru, Samoa, Singapur, Tonga, Uruguay, Usbekistan. 

57/216.  Förderung des Rechts der Völker auf Frieden 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 39/11 vom 12. November 
1984 mit dem Titel "Erklärung über das Recht der Völker auf 
Frieden", 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 2002/71 der Men-
schenrechtskommission vom 25. April 2002 mit dem Titel 
"Förderung des Rechts der Völker auf Frieden"456, 

 eingedenk der in der Charta der Vereinten Nationen nieder-
gelegten Grundprinzipien des Völkerrechts, 

 bekräftigend, dass alle Staaten verpflichtet sind, ihre inter-
nationalen Streitigkeiten durch friedliche Mittel beizulegen, 
sodass der Weltfrieden, die internationale Sicherheit und die 
Gerechtigkeit nicht gefährdet werden, 

 sowie bekräftigend, dass alle Staaten verpflichtet sind, in ih-
ren internationalen Beziehungen jede gegen die territoriale Un-
versehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates 
gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen 
unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt zu un-
terlassen, 

 ferner bekräftigend, wie wichtig es ist, die Achtung der 
Grundsätze der Souveränität, der territorialen Unversehrtheit 
und der politischen Unabhängigkeit der Staaten und der Nicht-
einmischung in Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur in-
neren Zuständigkeit eines Staates gehören, im Einklang mit der 
Charta der Vereinten Nationen und dem Völkerrecht sicherzu-
stellen, 

 
456 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Sup-
plement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 

 bekräftigend, dass alle Völker das Recht auf Selbstbestim-
mung haben, auf Grund dessen sie ihren politischen Status frei 
bestimmen und ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Ent-
wicklung frei verfolgen können, 

 sowie bekräftigend, dass die Unterwerfung von Völkern un-
ter ausländische Unterjochung, Beherrschung und Ausbeutung 
eine Verweigerung ihrer Grundrechte darstellt, gegen die Char-
ta verstößt und die Förderung des Weltfriedens und der welt-
weiten Zusammenarbeit behindert, 

 darauf hinweisend, dass jeder Mensch Anspruch auf eine 
soziale und internationale Ordnung hat, in der die in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte457 verkündeten Rech-
te und Freiheiten voll verwirklicht werden können, 

 bekräftigend, dass ein enger Zusammenhang zwischen Ab-
rüstung und Entwicklung besteht, dass Fortschritte auf dem 
Gebiet der Abrüstung zu beträchtlichen Entwicklungsfort-
schritten führen würden und dass die durch Abrüstungsmaß-
nahmen freigesetzten Ressourcen der wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung und dem Wohlergehen aller Völker, ins-
besondere derjenigen der Entwicklungsländer, gewidmet wer-
den sollen, 

 überzeugt von dem Ziel, die Bedingungen der Stabilität und 
des Wohlergehens zu schaffen, die für friedliche und freund-
schaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichbe-
rechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Be-
ziehungen zwischen den Nationen unverzichtbar sind,  

 sowie davon überzeugt, dass ein Leben ohne Krieg die 
wichtigste internationale Voraussetzung für das materielle 
Wohlergehen, die Entwicklung und den Fortschritt der Länder 
sowie für die volle Verwirklichung der von den Vereinten Na-
tionen verkündeten Rechte und Grundfreiheiten der Menschen 
ist,  

 1. bekräftigt die feierliche Verkündung, dass die Völker 
der Erde ein geheiligtes Recht auf Frieden haben;  

 2. erklärt feierlich, dass es zu den grundlegenden Ver-
pflichtungen eines jeden Staates gehört, das Recht der Völker 
auf Frieden zu bewahren und seine Verwirklichung zu fördern;  

 3. hebt hervor, dass die Ausübung des Rechts der Völker 
auf Frieden nur dann gewährleistet werden kann, wenn die Po-
litik der Staaten darauf gerichtet ist, die Bedrohung durch 
Krieg, insbesondere Atomkrieg, zu beseitigen, auf die Anwen-
dung oder Androhung von Gewalt in den internationalen Be-
ziehungen zu verzichten und internationale Streitigkeiten durch 
friedliche Mittel auf der Grundlage der Charta der Vereinten 
Nationen beizulegen; 

 
457 Resolution 217 A (III). 
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 4. erklärt erneut, dass alle Staaten die Herbeiführung, 
die Wahrung und die Festigung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit fördern und zu diesem Zweck ihr Mög-
lichstes tun sollen, um eine allgemeine und vollständige Abrü-
stung unter wirksamer internationaler Kontrolle herbeizuführen 
und sicherzustellen, dass die durch wirksame Abrüstungsmaß-
nahmen freigesetzten Ressourcen für eine umfassende Entwick-
lung, insbesondere der Entwicklungsländer, verwendet werden; 

 5. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrücklich 
auf, einen Teil der durch die Durchführung der Abrüstungs- 
und Rüstungsbegrenzungsübereinkünfte frei gewordenen Res-
sourcen der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung zu 
widmen, um den sich ständig vergrößernden Abstand zwischen 
den entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern zu 
verringern, und die Verwirklichung aller Menschenrechte für 
alle zu fördern; 

 6. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, auf den Einsatz 
von Waffen zu verzichten, die sich unterschiedslos auf die 
menschliche Gesundheit, die Umwelt und das wirtschaftliche 
und soziale Wohlergehen auswirken; 

 7. bringt ihre Besorgnis über die echte Gefahr der Sta-
tionierung von Waffen im Weltraum zum Ausdruck und fordert 
alle Staaten auf, aktiv zu dem Ziel der friedlichen Nutzung des 
Weltraums und der Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum 
beizutragen; 

 8. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, keine Maß-
nahmen zu ergreifen, die geeignet sind, ein neues Wettrüsten in 
Gang zu setzen, eingedenk aller vorhersehbaren Folgen, die 
dies für den Weltfrieden und die internationale Sicherheit, die 
Entwicklung und die volle Verwirklichung aller Menschenrech-
te für alle hätte; 

 9. beschließt, die Behandlung der Frage der Förderung 
des Rechts der Völker auf Frieden auf ihrer achtundfünfzigsten 
Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" fortzusetzen. 

RESOLUTION 57/217 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 114 Stimmen bei 54 Gegenstimmen und 15 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Zif-
fer 127)458: 
 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatori-
alguinea, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, 
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brunei Darussalam, Burkina 
Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, 

 
458 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Algerien, Angola, Äthiopien, Belarus, Benin, Burkina 
Faso, China, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepu-
blik Korea, Eritrea, Ghana, Haiti, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, 
Kamerun, Kenia, Kongo, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, 
Lesotho, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malawi, Mali, Mosambik, My-
anmar, Namibia, Nigeria, Pakistan, Russische Föderation, Simbabwe, Su-
dan, Suriname, Swasiland, Vereinigte Republik Tansania und Vietnam. 

Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibu-
ti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guinea, Guya-
na, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Je-
men, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, 
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malawi, Ma-
laysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, 
Papua-Neuguinea, Paraguay, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sam-
bia, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, 
Simbabwe, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, Südafrika, Sudan, 
Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Timor-Leste, 
Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Tuvalu, Uganda, Vanuatu, Venezue-
la, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam. 
 Dagegen: Albanien, Andorra, Armenien, Australien, Belgien, Bosnien und Her-
zegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, 
Israel, Italien, Japan, Jugoslawien, Kanada, Kroatien, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, 
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik 
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, 
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von 
Amerika, Zypern. 
 Enthaltungen:  Argentinien, Brasilien, Chile, Fidschi, Guatemala, Lettland, Ma-
dagaskar, Nauru, Peru, Philippinen, Singapur, St. Vincent und die Grenadinen, 
Thailand, Tonga, Uruguay. 

57/217. Achtung der in der Charta der Vereinten Nationen 
enthaltenen Ziele und Grundsätze zur Herbeifüh-
rung einer internationalen Zusammenarbeit, um 
die Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten zu fördern und zu festigen und 
internationale Probleme humanitärer Art zu lösen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis darauf, dass sich alle Mitgliedstaaten nach 
Artikel 56 der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet ha-
ben, gemeinsam und jeder für sich mit der Organisation zu-
sammenzuarbeiten, um die in Artikel 55 dargelegten Ziele zu 
erreichen, namentlich die allgemeine Achtung und Verwirkli-
chung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne 
Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion, 

 sowie unter Hinweis auf die Präambel der Charta, insbe-
sondere die dort zum Ausdruck gebrachte Entschlossenheit, den 
Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und 
Wert der menschlichen Person, an die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau sowie von großen und kleinen Nationen erneut 
zu bekräftigen, 

 erneut erklärend, dass die Förderung und der Schutz aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten im Einklang mit den Zie-
len und Grundsätzen der Vereinten Nationen, insbesondere dem 
Ziel der internationalen Zusammenarbeit, als vorrangige Ziel-
setzung der Vereinten Nationen betrachtet werden muss und 
dass im Rahmen dieser Ziele und Grundsätze die Förderung 
und der Schutz aller Menschenrechte ein legitimes Anliegen 
der internationalen Gemeinschaft ist, 




